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L 

Die Bundesregierung betrachtet es als ihr besonderes Anliegen, für 
die Erhaltung und ordnungsmäßige Pflege der deutschen Kriegs- 
gräber im Ausland cinzutreten und den Angehörigen die Sorge um 
die Gräber der Toten abzunehmen. Um die dauernde Erhaltung 
und Pflege der deutschen Kriegsgräber im Ausland sicherzustellen, 
sind Abkommen mit den fremden Staaten erforderlich. Allgemein 
war eine deutsdie Einflußnahme auf die Behandlung der Kriegsgräber 
von der Entwicklung der deutschen Auslandsbeziehungen abhängig. 

Um die Pflege der deutschen Gräber im Ausland aufnehmen zu 
können, mußten umfangreiche Vorbereitungsarbeiten geleistet werden. 
Hierzu gehörte, um nur einzelne Beispiele zu nennen, die Auffindung 
von Gräbern und Toten, die provisorische Herrichtung von Fried- 
höfen, deren Verfall drohte, das Auffinden von Friedhöfen, die 
durch Nachkriegsmaßnahmen in einzelnen Ländern auf gelassen worden 
waren, die Registrierung aller aufgefundenen Gräber und deren 
Zusammenstellung in einer Gräberkartei - die Gräberkartei der 
ehemaligen deutschen Wehrmacht ist durch Kriegseinwirkung in 
Verlust geraten die Planung für die Anlage und der Ausbau von 
endgültigen Friedhofsanlagen im Ausland. 

Diese Vorbereitungen wurden unter großen Schwierigkeiten und in 
zäher Kleinarbeit durda den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
durchgeführt. Der Volksbund ist hierbei in jeder nur möglidicn 
Weise von der Bundesregierung unterstützt v/orden. Auch die 
deutschen Auslandsmissionen haben sich seit ihrer FTrichtung in 
allen Ländern nachdrücklich für die Erhaltung der deutschen Kriegs- 
gräber eingesetzt. 

Nachdem die erwähnten Feststellungsarbeiten nunmehr im wesent- 
lichen abgeschlossen werden konnten, sind diplomatische Vorbe- 
sprechungen eingeleitet worden, die zum Abschluß von Kriegs- 
gräberabkommen u. a. mit Italien, Griechenland, Frankreich, Norwegen, 
Dänemark, Ägypten und Großbritannien führen sollen. 
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Mit großem Bedauern verfolgt die Bundesregierung die Entwicklung 
der Kriegsgräberfrage in den einzelnen Ländern des Ostblocks. 
Alle Versuche, dort wenigstens Auskunft über deutsche Kriegsgräber 
zu erhalten, sind, abgesehen von Einzelfällen, bisher gescheitert. 

II. 

Im einzelnen darf ich zu der obengenannten Anfrage folgendes 
ausführen : 

Zn 1: 

Die Bundesregierung hat bisher mit Luxemburg und Belgien Kriegs- 
gräberabkommen abgeschlossen. 

In nädister Zeit werden Verhandlungen mit Italien und Griechen- 
land über den Abschluß von Kriegsgräberabkommen aufgenommen 
werden. 

Die Bundesregierung ist seit Oktober 1951 bemüht, Verhandlungen 
mit der französischen Regierung über den Abschluß eines Kriegs- 
gräberabkommens einzulciten. In Verfolg dieser Bemühur.gen ist es 
gelungen, in den Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen, Siebenten Teil, Artikel 2, die Bestimmung 
einzufügen, daß jede der Drei Mädite in ihrem Mutterland für 
die ordnungsgemäße Betreuung und Instandhaltung der Gräber 
deutscher Soldaten Sorge tragen und die Tätigkeit von Organisa 
tionen erleichtern wird, die diesen Zwecken dienen. Es ist beabsidi- 
tigt, mit der französischen Regierung sobald wie möglich Verhand- 
lungen über die .praktisdie Durchführung dieser Bestimmungen 
aufzunehmen. 

Zu 2: 

Nach dem 1. Weltkrieg hat sich der Grundsatz herausgebildet, daß 
jedes Land für die Pflege der auf seinem Gebiet liegenden Kriegs- 
gräber aufzukommen hat. Dieser Grundsatz hat im Versailler Vertrag, 
Artikel 225 und 226, Anerkennung gefunden. In gleidier Weise 
wurde ihm, wie erwähnt, im Vertrag zur Regelung aus Krieg und 
Besatzung entstandener Fragen, Siebenten Teil, Artikel 2, Rechnung 
getragen. Ferner ist dieser Grundsatz auch zum Inhalt des deutsdien 
Kriegsgräbergesetzes (BGBl. I vom 27. Mai 1952, S. 320) gemacht 
worden. 

Die Bundesregierung wendet unbeschadet des erwähnten Grundsatzes 
erhebliche Geldmittel auf, um die ordnungsmäßige Pflege der 
deutschen Kriegsgräber in jeder Hinsicht sidicrzustellcn oder über 
die bereits erfolgte Pflege hinaus zu einer besseren Ausgestaltung 
der Grabanlagen beizutragen. Beispielsweise sind allein im vergan- 
genen Jahr für die deutschen Kriegsgräber in Belgien über 340000 DM, 
in Nordafrika 100000 DM und in Ägypten rund 60000 DM auf- 
gewendet worden. 

Ferner hat der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge, wie der 
Bundesregierung bekannt ist, ebenfalls erhebliche Mittel für die Er- 
fassung und Registrierung sowie die Pilege deutscher Soldatengräber 
im Ausland aufgewandt. 
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Die deutschen Auslanclsmissionen haben sich, wie schon erwähnt, 
besonders der Kriegsgräberfrage angenommen. Sic haben seit langer 
Zeit Anw'eisungcn daiür erhalten. 

Zu 5: 

Es ist das Ziel aller Maßnahmen der Bundesregierung, die würdige 
Erhaltung und ordnungsgemäße Pflege aller deutschen Soldatengräber 
im Ausland sicherzustcllen. Sie ist sich dessen bewußt, daß an Stelle 
des in vielen Fällen heute noch provisorischen Zustandes dieser 
Gräber eine endgültige Ausgestaltung treten muß. Diese Ausge- 
staltung wird im Rahmen der vorgesehenen Kriegsgräberabkommen 
unverzüglich in Angriff genommen werden. 

Dabei soll jedes deutsche Soldatcngrab im Ausland - soweit noch 
nicht geschehen - mit einem wetterbeständigen Grabzeichen versehen 
werden, das die wichtigsten Personalangaben enthält und den Ange- 
hörigen das Auffinden des Grabes in jeder möglichen Weise er- 
leichtert. Die deutschen Soldatenlriedhöfe im Ausland werden, soweit 
notwendig, neu angelegt, in würdiger Form ausgcstaltct und mit 
einem Denkmal versehen werden. AuiSerdem wird die Bundesre- 
gierung nichts unversucht lassen, um unbekannte Tote, die auf den 
Friedhöfen beerdigt sind, zu identifizieren, um auch den Angehörigen 
dieser Toten Gewifffteit über deren letzte Ruhestätte zu verschaffen. 

Schließlich wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß das 
ewige Kulicrecht der Föten auf den endgültig ausgcstalteten Fried 
hofsanlagen gewährleistet wiixl. 


In V c r t r e t Li n i; 

Dr. Ilallstein 
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